
Beschlussvorschlag:                                         
 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt zeitnah zu prüfen, welche Mittel sie gegen die zu 
erwartende EU-Richtlinie zur Dienstleistungskonzession der zurzeit vergaberechtsfreien 
Wasserversorgung einlegen kann, um diese zu verhindern. Die Stadtverwaltung soll bis Juli 
2013 berichten, welche Maßnahmen sie ergreifen will oder in welcher Form sie bereits aktiv 
geworden ist. 
 


